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Was emp�nden Sie beim 
Wort Verbotskultur? 
Graziella Marok-Wachter: Bei 
den geplanten Gesetzesände-
rungen geht es überhaupt nicht 
um Verbote.  

Um was dann? 
Marok-Wachter: Um baurecht -
liche Regeln, und zwar bei bei-
den Vorlagen. Vorgaben im 
Baubereich gab es schon 
immer, das kannten schon die 
alten Römer. Und diese Regeln 
werden jeweils aufgrund der 
technischen Entwicklungen 
und den Anforderungen der Be-
völkerung angepasst.   

Sabine Monauni: Einen Staat 
ohne Vorschriften gibt es nicht. 
Gerade, wenn es um den Schutz 
der Umwelt und auch den 
Schutz der Bevölkerung geht, 
haben wir auch Verbote in 
 unserer Gesetzgebung. Das ist 
nicht per se schlecht, sondern 
notwendig. Schliesslich geht es 
um Regeln für das Zusammen-
leben in der Gesellschaft. Wir 
selbst haben das Wort «Verbot» 
übrigens nie benutzt. Es war nie 
in der Gesetzgebung zu �nden. 
Trotzdem war es Teil der ersten 
Schlagzeile in den Medien – 
und das ist in den Köpfen ste-
cken geblieben, was in der 
Folge leider zu einer Abwehr -
reaktion geführt hat.    

Ja, die geplante Abänderung 
des Baugesetzes und die PV-
P�icht kommen o�enbar 
nicht überall gut an. 
Monauni: Der Kurs wurde 
schon viel früher festgelegt. Wir 
haben eine Energiestrategie 
und eine Klimastrategie. Sie 
 beinhalten Ziele und konkrete 
Massnahmen. Und es waren 
sich immer alle einig: Ja, wir 
wollen bis 2050 klimaneutral 
werden, wir wollen auf erneu-
erbare Energien umsteigen und 
die Energiewende soll so 
schnell wie möglich angegan-
gen werden. Aber jetzt, in der 
Umsetzungsphase, kommt der 
Widerstand. 

Sie haben mehrfach betont, 
im Auftrag des Landtags 
gehandelt zu haben. Das ist 
korrekt. Wie schätzen Sie das 
Verhalten des Landtags 
während der ganzen Debatte 
ein?  
Monauni: Im November 2020 
hat der Landtag im Rahmen 
der Energiestrategie der Regie-
rung explizit und einstimmig 
den Auftrag gegeben, strengere 
Gebäudevorschriften einzu-
führen, damit man keine fossi-
len Heizungen mehr einbaut. 
Dann kam die vom Landtag 
ebenfalls einstimmig verab-
schiedete Klimastrategie, die 
als zentrale Massnahmen eine 
PV-P�icht und den Ausstieg 
aus den fossilen Energien vor-
sieht. Im Frühling 2022 folgten 
mit dem Angri	 Russlands auf 
die Ukraine und der drohenden 
Energiekrise intensive Diskus-
sionen im Landtag – mit der 
Forderung, dass die Regierung 
reagieren muss, damit wir bei 
der Energieversorgung unab-
hängiger werden. Es sind ganz 
klare Voten abgehalten wor-
den. 

Mittlerweile hat der Wind 
aber gekehrt.  
Monauni: Ja, das emp�nde ich 
auch so. Die Energiekrise war 

zuletzt nicht mehr so präsent. 
Punkto Tonalität und Intensität 
der Forderungen hat es eine 
Kehrtwende gegeben.  

Das Momentum war im 
Herbst 2022 vorhanden. 
Hätten Sie das nicht nutzen 
müssen und Ihr Vorhaben 
rascher umsetzen?  
Monauni: Es handelt sich um 
komplexe Vorlagen, die man 
nicht in einem halben Jahr 
 erarbeiten und im gesetzgebe -
rischen Prozess durchbringen 
kann. Da braucht es viele Ge-
spräche und rechtliche Abklä-
rungen. Was danach passiert 
ist, haben wir ja gesehen: Wenn 
es inhaltlich konkret wird, 
 sehen die Reaktionen wieder 
anders aus.   

Sind Sie darum zurückgeru-
dert? Im Juli präsentierten 
Sie schliesslich eine abge-
schwächte Version. 
Monauni: Wir haben in der ers-
ten Lesung gespürt, dass sehr 

viel Kritik und Fragen vor -
handen sind, aber auch viele 
Ängste in der Bevölkerung. Das 
wollten wir berücksichtigen 
und den Menschen die Ängste 
nehmen. Darum hat die Regie-
rung beschlossen, das Öl- und 
Gasheizungsverbot aufzuheben 
und die Grundlage von zinslo-
sen Bankkrediten für energeti-
sche Massnahmen bei Häusern 
zu scha	en. Denn eines ist klar: 
Wir müssen von den fossilen 
Energien wegkommen. Und 
wir müssen die Eigenversor-
gung stärken. Nach meiner 
Wahrnehmung gibt es bei die-
sen Fragen einen Konsens in 
der Gesellschaft. 

Das ist ja gerade der Wider-
spruch: Auf einer abstrakten 
Ebene wollen alle mehr 
erneuerbare Energien und 
mehr Eigenversorgung, aber 
wenn es um konkrete Mass-
nahmen geht, dann gibt es 
Geschrei.  
Monauni: Letztlich – und das 
haben wir immer gesagt,  
auch im Rahmen der Klima-
strategie – muss jeder seinen 
Beitrag leisten. Bei den aktuel-
len Vorlagen geht es genau da-
rum: Jetzt wäre der einzelne 
Bürger gefordert – und zwar, 
wenn es ums Bauen geht.  

Nur wurde jetzt das Referen-
dum ergri�en, und alles 
steht wieder auf wackeligen 
Beinen.   
Monauni: Das war ja bei der Pho-
tovoltaikp�icht bereits angekün-
digt worden. Ein bisschen über-

rascht sind wir, dass auch gegen 
die Gebäudevorschriften das 
 Referendum ergri	en wurde.  

Marok-Wachter: Mich hat auch 
überrascht, dass in Liechten-
stein Gebäudevorschriften in-
frage gestellt werden, die schon 
in 22 Schweizer Kantonen um-
gesetzt und in den anderen vier 
Kantonen im Umsetzungsver-
fahren sind. 

«Nicht in meinem Keller», 
würde ein Gegner der Vor -
lage jetzt sagen, und dass er 
sich nicht bevormunden 
lassen will. Was entgegnen 
Sie?  
Marok-Wachter: Letztlich sind wir 
ein Volk, eine Gemeinschaft, und 
nicht nur Individuen mit Privat-
interessen. Und die Regierung 
hat die Aufgabe, nicht nur die In-
teressen der Einzelnen, sondern 
auch die der Gemeinschaft zu 
berücksichtigen. Gerade im 
 Baubereich hat es daher immer 
schon Regeln gegeben: Brand-
schutzregeln, Abstandsregeln, 
Gestaltungsregeln … und aktuell 
sind es einfach Energieregeln. 

Die aktuelle Diskussion geht 
aber völlig daran vorbei.  
Monauni: In diesem Zusam-
menhang frage ich mich, was 
ein Staat denn sonst noch ma-
chen kann. Er kann fördern 
oder Vorschriften erlassen. 
Letztlich braucht es beides. Wir 
arbeiten im Energiebereich 
schon seit 15 Jahren mit äus-
serst grosszügigen Anreizen. 
Gleichzeitig gibt es seit den 

1970er-Jahren energetische 
Bauvorschriften. Jetzt möchten 
wir einen Schritt weiter gehen 
und diese Vorschriften dem 
Stand der Technik anpassen. 

Warum?  
Monauni: Weil wir sehen, dass 
wir die Energiewende schneller 

vorantreiben und den Klima-
wandel schneller bekämpfen 
müssen. Das ist doch die Dis-
kussion, die wir führen sollten.   

Trotzdem sehen Teile der 
Bevölkerung momentan nur 
den staatlichen Eingri� ins 
Eigentum.  
Marok-Wachter: Man muss sich 
einmal die Frage stellen, wo wir 
als Gesellschaft wären, wenn es 
keine staatlichen Eingri	e 
gäbe. Dann hätten wir auch nie 
verbleites Benzin verbieten 
dürfen. Oder wir würden heute 
noch mit Asbest bauen. Unser 
Leben, unsere komplexe Ge-
sellschaft erfordert Regeln. 

Monauni: Wir reden hier über 
Faktoren, die schädlich für die 
Umwelt sind. Es muss der 
 Anspruch der Politik sein, für 
unsere Kinder die Weichen so 
zu stellen, dass sie später ein 
 lebenswertes Leben führen 
können. 

Das Referendumskomitee 
entgegnet: Die Bevölkerung 
macht das ohnehin schon 
freiwillig. 
Monauni: Ich �nde diese Argu-
mentation schwierig. Ja, letztes 
Jahr war die Freiwilligkeit 
 wegen der drohenden Energie-
mangellage vorhanden. Und 
dennoch: Letztes Jahr wurden 
in Liechtenstein immer noch 
230 fossile Heizungen einge-
baut. Es ist also nicht so, dass 
 jeder automatisch auf erneuer-
bare Energien umsteigt.  

Marok-Wachter: Genau. Im 
Rahmen der Energiediskussion 
haben wir einen Schub erlebt. 
Ob das so weitergeht, ist unklar. 
Meiner Meinung nach sind PV-
Anlagen hochgradig sinnvoll, 
und es gibt ja diverse Ausnah-
mebestimmungen und hohe 
 �nanzielle Förderungen. 

Doch auch gegenüber der 
Photovoltaik gibt es viel 
Kritik, etwa: Ist sie die richti-
ge Technologie? Ist Wasser-
kraft nicht viel besser?  
Monauni: Das sind doch Neben-
schauplätze. Die eine Techno-
logie schliesst die andere nicht 
aus. Photovoltaik ist die Tech-
nik, die wir am kostengünstigs-
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ten und schnellsten umsetzen 
können. Wieso nutzen wir diese 
Chance nicht? Vor allem, wenn 
der Eigentümer einen so gros-
sen Vorteil daraus zieht: kosten-
losen Strom. Zudem wird ihm 
der Überschuss vergütet, und 
nach unten ist er abgesichert, 
wenn der Marktpreis zu tief 
fällt. Dann erhält er eine Min-
destvergütung. Das alles ist 
doch vernünftig. 

Dann sind wir wieder bei 
diesem Argument: Ich will 
aber nicht, dass die Politik 
mir sagt, dass ich das ma-
chen muss.   
Monauni: Die Leute, die das sa-
gen, haben gleichzeitig grosse 
Erwartungen. «Staat, bleib mir 
fern» – aber wenn es einmal 
schlechter geht, muss er aus -
rücken. Wir müssen wieder zu 
einem gemässigteren Modus 
�nden.  

Sie setzen also auf die 
 Vernunft der Menschen.  
Monauni: Ja. Mir ist wichtig, 
nochmals zu betonen: Nie-
mand muss eine funktionie-
rende Heizung herausreissen. 
Niemand muss auf einem be-
stehenden Dach eine PV-Anla-
ge installieren. Die Gesetzes-
änderung richtet sich vor allem 
an Neubauten. Und auch dort 
gibt es zahlreiche Ausnahme-
möglichkeiten – beispielsweise 
bei PV-Anlagen, wenn sie 
 ine�zient, technisch nicht 
möglich oder wirtschaftlich 
nicht tragbar sind.  

Und beim Heizungsersatz?  
Monauni: Auch dort hat der 
Hauseigentümer Wahlmöglich-
keiten. Er muss nicht zwingend 
eine Wärmepumpe einbauen. 
Es gibt auch andere Standardlö-
sungen. Was neu ist: Wenn man 
eine alte Heizung ausbaut und 
durch eine fossile ersetzt, sind 
ergänzende Massnahmen vor-
gesehen. Aber: Wenn ein Haus 
schon über gewisse Dämmun-
gen verfügt, dann ist der Eigen-
tümer auch hier von weiteren 
Massnahmen befreit. Es geht 
einfach darum, den Energiever-
brauch des Hauses insgesamt 
zu reduzieren.   

Die beiden Vorlagen gehören 
zu den wichtigsten Ihrer 
Legislatur. Der erste Wurf, 
das Verbot von neuen Öl- 
und Gasheizungen, ist bach-
ab gegangen. Wie enttäuscht 
sind Sie?  
Monauni: (überlegt) Wie es ge-
laufen ist, ist unter anderem 
der Diskussion geschuldet, die 
wir in Deutschland gesehen 
haben. Vergleichbar mit Liech-
tenstein ist die Lage dort aber 
nicht. Wir haben von Anfang 
an weitreichende Ausnahmen 
vorgesehen, insbesondere für 
�nanzielle Härtefälle. Trotz-
dem ist irgendwann das 
Schlagwort der Verbotskultur 
aufgekommen.   

Es war die Wirtschaftskam-
mer, die den Verbotsbegri� 
zum ersten Mal in den Mund 
genommen hat.   
Monauni: Da bin ich mir nicht 
sicher. Das erste Mal, an dem er 
mir untergekommen ist, war in 
einer Schlagzeile mit dem Wort 
«Heizungsverbot». In diesem 
Zusammenhang hinterfrage ich 
das Freiheitsverständnis: Be-
steht Freiheit darin, jede Hei-
zung einbauen zu dürfen, egal, 
wie schädlich sie ist? 

Marok-Wachter: Das frage ich 
mich auch. De�niert man im 
Jahr 2023 Freiheit wirklich da-
mit, dass man eine Ölheizung 
einbauen kann?   

Trotzdem: Das Referen-
dumskomitee emp�ndet Ihr 
Vorhaben als Eingri� ins 
Eigentum.   
Marok-Wachter: Gleichzeitig 
wollen sie Energiesicherheit. 
Darum stelle ich die Gegen -
frage: Was ist denn nun die 
 Lösung? Wollen wir unsere 
 Abhängigkeit vom Ausland bei-
behalten, oder wollen wir dafür 
sorgen, dass man den Eigen -
anteil an der Energiesicherheit 
stärkt? Nehmen wir die PV-
P�icht: Es geht um die Nutzung 
von ohnehin bereits versiegel-
ten Flächen auf Dächern. Wol-
len wir diese nicht nutzen? Wol-
len wir noch zehn Jahre lang 
diskutieren? Diese Fragen blei-
ben unbeantwortet. Man geht 
einfach hin und sagt: Nein, das 
passt uns nicht.   

Das ist nun aber Fakt, und 
voraussichtlich werden wir 

abstimmen. Hätten Sie nicht 
gleich beim ursprünglichen 
Verbot bleiben können?  
Marok-Wachter: Wir haben das 
lange diskutiert.  

Monauni: Uns war vor allem 
wichtig, dass wir die Mindest-
standards bei den Gebäudevor-
schriften durchbringen, damit 
unsere Gesetzgebung zumin-
dest wieder den Stand der 
Technik vorgibt.  

Nochmals: Auch gegen die 
aufgeweichte Vorlage wurde 
das Referendum ergri�en. 
Hätten Sie nicht gleich hart 
bleiben können?  
Monauni: Ich bin überzeugt, 
dass wir jetzt einen guten Kom-
promiss präsentieren. Und ich 
glaube, dass wir die Leute davon 
überzeugen können, wenn wir 
die Vorteile noch einmal klar 
darlegen. Wir möchten von  
der Terminologie wegkommen, 
dass man etwas verbietet. Da-
rum geht es nicht. Vielmehr wird 
mit Kompensationen und Wahl-
möglichkeiten gearbeitet. Wenn 
wir an der ursprünglichen Vorla-
ge festgehalten hätten, hätte die 
Kritik gelautet: Die Politik hört 
nicht zu, die Regierung ist stur 
und redet an der Bevölkerung 
vorbei.   

Sie sprechen es an – die 
Vorwürfe gegenüber der 
Politik lauten aktuell: Sie hat 
kein Gespür mehr für das 
Volk. Was entgegnen Sie?  
Marok-Wachter: Dagegen wehre 
ich mich. Ich glaube, es sind Ein-
zelstimmen, die solche Aussa-
gen in dieser prägnanten Form 
zum Ausdruck bringen. Nicht 
die komplette Bevölkerung steht 
hinter jedem Leserbrief.  

Monauni: Nehmen wir die 
 Eigenversorgung. Alle wollen 
einen höheren Eigenversor-
gungsgrad. Warum wehrt man 
sich dann gegen die PV-P�icht? 
Damit kommen wir rasch, 
günstig und umweltfreundlich 
zu mehr Eigenstrom. Ich �nde 
es schade, dass von genau den 
Personen, die für Energieautar-
kie und Eigenversorgung sind, 
keine Bereitschaft kommt, den 
dafür nötigen Weg zu gehen. 
Die Bevormundungsfrage ent-
lädt sich derzeit am Bau- und 
Energiegesetz. Vielleicht ver-
spüren wir auch noch die Nach-
wehen von Corona …   

… oder eben, den Ein�uss 
aus dem Ausland.   
Marok-Wachter: Nochmals: Ein 
grosser Unterschied zum 
 Ausland ist die wirtschaftliche 
 Situation. Die Förderungen bei 
uns gehören zu den attraktivs-
ten in Europa.  

Eine Investition von 15 000 
Franken sind für einige 
Haushalte trotzdem viel. 
Müsste der Staat mehr �nan-
zielle Mittel in die Hand 
nehmen, damit die Vorlage 
mitgetragen wird?   
Monauni: Eine übermässige 
Subventionspolitik hat auch 
schädliche Nebenwirkungen. 
Sie muss irgendwo eine Grenze 
haben – nämlich dort, wo es 
sich für den Einzelnen ohnehin 

lohnt. Ja, die Investition, z. B. in 
eine Wärmepumpe, ist etwas 
höher als bei einer Gasheizung. 
Aber man darf nicht nur die 
 Anfangsinvestition berücksich-
tigen, sondern man muss über 
die Lebensdauer des Heizsys-
tems kalkulieren. Langfristig 
lohnen sich PV-Anlagen und 
 erneuerbare Heizungen. 

Angenommen, die Unter-
schriften kommen zusam-
men und es kommt zur 
Volksabstimmung. Wie 
planen Sie, den aktuellen 
Diskurs in eine andere 
 Richtung zu lenken? 
Monauni: Ich glaube, es gibt 
 viele Menschen in der liechten-
steinischen Bevölkerung, die 
erkannt haben, dass es im 
 Energiebereich jetzt wirklich 
höchste Eisenbahn ist. Men-
schen, die sagen: Doch, das ist 
eine gute Sache, das bringt mir 
etwas, und obendrein schonen 
wir das Klima damit.  

Sie sind zuversichtlich, 
obwohl Sie die ganze Wirt-
schaftskammer gegen sich 
haben? 
Monauni: Von dieser Seite tönt 
es mittlerweile anders. Inner-
halb der Wirtschaftskammer 
sind die Meinungen unter-
schiedlich. Ich persönlich bin 
überzeugt davon, dass erneuer-
bare Energien zur Standortat-
traktivität beitragen und einen 

grossen volkswirtschaftlichen 
Nutzen bringen. 

Die Wirtschaft fürchtet sich 
aber vor den Kosten. 
Marok-Wachter: Anscheinend 
ist es uns zu wenig gelungen, 
aufzuzeigen, dass es um eine 
rentable Investition geht.  

Monauni: Mein Wunsch ist ein-
fach, dass sich die Bevölkerung 
nochmals seriös mit den Argu-
menten auseinandersetzt.  

Was sagen Sie zum Argu-
ment, dass Liechtenstein zu 
klein ist, um in Sachen Klima 
etwas zu bewirken? 
Monauni: Damit habe ich 
Schwierigkeiten. Als souverä-
nes Land haben wir doch auch 
eine Verantwortung, wenn es 
um die Zukunft unseres Plane-

ten geht. Alle anderen sollen 
was tun, nur wir nicht? 

Marok-Wachter: Haben Sie sich 
eigentlich schon den Flyer des 
Referendumskomitees ange-
schaut? Dort stehen falsche In-
formationen über Bürokratie-
au
au und die Gestaltungs-
richtlinien der Gemeinden. Das 
ist wirklich nicht richtig. 

Was ist denn korrekt? 
Marok-Wachter: In Zukunft soll 
auch bei Wärmepumpen ein 
einfacheres Bewilligungsver-
fahren angewendet werden, 
das reduziert die Bürokratie 
massgeblich. Im Zuge des 
 Bewilligungsverfahrens wird 
ebenfalls geprüft, ob die Lärm-
werte eingehalten werden. Die 
Nachbarn werden dadurch vor 
Lärmeinwirkungen geschützt. 
Nicht mehr notwendig ist ein 
aufwändiges, ordentliches Bau-
bewilligungsverfahren. Im Falle 
einer defekten und lauten Wär-
mepumpe ist natürlich auch in 
Zukunft eine Anzeige möglich. 
Zur Gemeindeautonomie und 
der Ortsbildentwicklung: Dass 
diese abgescha�t werden, ist 
keineswegs der Fall. Sie werden 
nur zu einem kleinen Teil ein-
geschränkt. Nur absolute Ver-
bote von PV-Anlagen auf Dä-
chern und Wärmepumpen sind 
nicht mehr zulässig, aber in Be-
zug auf die Gestaltung kann die 
Gemeinde weiterhin Vorschrif-
ten erlassen. 

Was ist sonst noch falsch? 
Marok-Wachter: Dass die Reno-
vation von Dächern verteuert 
wird wegen der PV-P�icht. Die 
P�icht zur Installation von PV-
Anlagen kommt nur dann zum 
Tragen, wenn das ganze Dach 
bis auf die Tragkonstruktion ab-
getragen wird. Das neue Einde-
cken eines Daches ist davon gar 
nicht betro�en. Wir sind in vie-
len Punkten sehr zurückhaltend.  

Leider fruchten in gewissen 
Kreisen Informationen, die 
auf einem Flyer schwarz auf 
weiss abgedruckt sind. 
Monauni: Wir können nur mit 
Fakten entgegenhalten und auf 
die Fragen aus der Bevölkerung 
eingehen. 

Marok-Wachter: Wir können 
nicht in derselben Art und 
 Weise kommunizieren wie ein 
Referendumskomitee. Wir ha-
ben eine Verp�ichtung zur 
Sachlichkeit. 

Was passiert, wenn das Volk 
die Vorlagen ablehnt? 
Monauni: Dann werden wir 
nochmals über die Bücher ge-
hen, wie wir unsere Energie- 
und Klimastrategie umsetzen 
können. Der PV-Ausbau und 
der Ausstieg aus den fossilen 
Energien sind zentrale Mass-
nahmen dieser zwei Strategien. 
Bei einem Nein werden wir 
neue Wege �nden müssen. 
Wenn wir die PV-Anlagen nicht 
auf den Dächern wollen, wollen 
wir sie in der freien Natur? Wol-
len wir sie im Berggebiet?  

Marok-Wachter: Es ist nicht so, 
dass wir bei einem Nein einfach 
einen Plan B aus der Schublade 
ziehen können. Dann müssen 
wir von vorne anfangen, auch 
weil es europarechtliche Vorga-
ben im Energiebereich gibt, die 
wir umsetzen müssen. Das 
Thema ist auch bei einem 
Volks-Nein nicht vom Tisch. 

Graziella Marok-Wachter 
 

«Wir haben  
keinen Plan B in  
der Schublade.»

Sabine Monauni 
 

«Niemand  
muss eine  

funktionierende 
Heizung  

herausreissen.»

«Wir bieten 
einen guten 

Kompromiss.»

Sabine Monauni 
 

«Unsere  
Förderungen 

gehören zu 
den attrak- 

tivsten  
Europas.»

Graziella Marok-Wachter 
 

Liechtensteiner Vaterland  I  Samstag, 30. September 2023

5


